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Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Zur gemeinsamen Beratung rufe ich die Tages­

ordnungspunkte 12 und 13 auf:

Eingabe

Einwände gegen die Fortsetzung des Betriebs der Flüchtlingsunterkunft im 

Gewerbegebiet in Rott am Inn (EB.0795.19)

und

Eingabe

Einwände gegen geplante Ankunftseinrichtung im Gewerbegebiet in Rott am Inn 

(EB.0791.19)

Der Ausschuss für Eingaben und Beschwerden hat sich in seiner 39. Sitzung am 

10. Juni 2026 mit beiden Eingaben befasst und beschlossen, diese jeweils gemäß 

§ 80 Nummer 3 der Geschäftsordnung für den Bayerischen Landtag der Staatsregie-

rung inklusive verschiedener Maßgaben zur Würdigung zu überweisen.

Die AfD-Fraktion hat gemäß Artikel 5 Absatz 2 Satz 2 des Bayerischen Petitionsgeset-

zes fristgerecht beantragt, die beiden Eingaben auf die Tagesordnung des Plenums 

zu setzen und über die Entscheidung des Ausschusses in der Vollversammlung zu 

beraten und zu beschließen. Zur Berichterstattung erteile ich zunächst Herrn Kollegen 

Josef Lausch das Wort.

Josef Lausch (FREIE WÄHLER): Sehr geehrtes Präsidium, liebe Kolleginnen, liebe 

Kollegen, liebe Bürgerinnen und Bürger auf den Zuhörerrängen! Die Eingabe richtet 

sich, wie erwähnt, gegen die erteilte Baugenehmigung für eine Flüchtlingsunterkunft 

für 270 Menschen im Bereich "Am Eckfeld 10" in Rott am Inn im Landkreis Rosen-

heim. Der Ausschuss für Eingaben und Beschwerden hat sich mit dieser Flüchtlings-

unterkunft schon mehrfach befasst. Es gab auch schon einen Ortstermin. Mehrere 

Mitglieder der Staatsregierung besuchten diese Flüchtlingsunterkunft. Bei der heutigen 

Beratung zu dieser Flüchtlingsunterkunft handelt es sich bereits um den zweiten Hoch-

zieher der Eingabe vom Ausschuss in das Plenum.
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Die ganze Sachlage war von Anfang an schwierig. Am 09.10.2023 – bekanntermaßen 

ein Tag nach der Landtagswahl – erfolgte die Bekanntgabe der Flüchtlingsunterkunft 

ohne vorherige Rücksprache mit der Gemeinde oder den Anliegern. Es folgte ein 

unglücklicher und tatsächlich auch unsensibler Auftritt der Regierung von Oberbayern 

bei einem Ortstermin. Die erste Baugenehmigung wurde vom Verwaltungsgericht auf-

gehoben. Das ist durchaus bemerkenswert. Das hatte zur Folge, dass die Flüchtlings-

unterkunft mehrere Monate lang leer stand. Die Mietkosten fielen jedoch weiter an. 

Inzwischen ist die Unterkunft mit über hundert geflüchteten Menschen belegt. Darunter 

befinden sich fünfzig Ukrainer, die bereits nach zwei Tagen einen größeren Polizeiein-

satz verursachten. Zehn Ukrainer mussten mit Amtshilfe der Polizei verlegt werden.

Die Petition richtet sich gegen die zweite Baugenehmigung für die Einrichtung. Die ak-

tuelle Baugenehmigung ist vorbehaltlich einer laufenden Klage am Verwaltungsgericht 

München gültig. Die Verhandlung darüber ist zeitnah angesetzt.

Die Petenten bringen folgende Argumente vor, die aus ihrer Sicht gegen die Flücht-

lingsunterkunft "Am Eckfeld 10" sprechen: Ein zugesagtes Sicherheitskonzept vom 

Innenministerium fehlt nach wie vor. Betriebliche Abläufe der direkt anliegenden Spe-

dition Hein – ein Petent ist der Besitzer dieser Spedition – werden durch Personen 

auf dem Betriebsgelände, durch den unmotivierten Sicherheitsdienst und durch die 

Parksituation gestört. Allein 150 Lkw müssen das Speditionsgelände täglich passieren.

Die Baugenehmigung sieht tatsächlich 18 Stellplätze auf dem Gelände der Flüchtlings-

unterkunft vor. Diese waren bis vor Kurzem nicht vorhanden. Es erfolgte auch ein 

unbefugtes Befahren des Betriebsgeländes der Spedition durch Busse und Sicher-

heitsdienste. Es waren Kinder auf dem Betriebsgelände, was bei 150 Lkw-Fahrten 

durchaus eine Gefährdung darstellt.

Die Petenten monieren den unmotivierten Sicherheitsdienst, die Vermüllung der Um-

gebung, die mit dem unmotivierten Sicherheitsdienst zusammenhängt. Weiter monie-

ren sie eine 30-minütige Blockade beim Wechsel der Containerfahrzeuge, Lärmbelas-
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tung für Anwohner usw. Die Petenten fordern eine schriftliche Zusage in Form eines 

rechtssicheren Vertrages, dass der anscheinend nicht kündbare und überteuerte Miet-

vertrag nicht über das Jahr 2028 hinaus verlängert werden darf.

Meine Damen und Herren, leider muss ich zum wiederholten Mal anmerken, dass 

die Regierung von Oberbayern und das Landratsamt Rosenheim nicht mit einem 

glücklichen Händchen vorgegangen sind. Die Kommunikation und das Auftreten der 

beiden Behörden können nur als suboptimal bezeichnet werden. Mit einem anderen 

Vorgehen hätte man sich viel Ärger und dem Steuerzahler viele und auch zu hohe 

Kosten ersparen können. Bemerkenswert ist die Tatsache, dass die jetzigen Bewohner 

der Einrichtung nicht aus landkreiseigenen Unterkünften oder wenigstens aus anderen 

bayerischen Landkreisen nach Rosenheim verlegt wurden, sondern aus anderen Bun-

desländern nach Rott am Inn gekommen sind.

Der Ausschuss für Eingaben und Beschwerden hat deshalb trotz einer anderslauten-

den Stellungnahme des Innenministeriums in seiner Sitzung am 10.06.2026 – mit 

den Stimmen der AfD – einstimmig dafür gestimmt, die Eingaben der Staatsregierung 

zur Würdigung zu überweisen. Damit wurden alle durch die Petenten vorgebrachten 

Punkte als berechtigt anerkannt. Die Staatsregierung wird damit aufgefordert, die 

sachlichen und rechtlichen Aspekte der Petitionen nochmals zu überprüfen, ob den 

Anliegen nicht doch Rechnung getragen werden kann. Der wichtigste Punkt für die 

Petenten ist eine schriftliche Zusicherung, dass der Mietvertrag über das Jahr 2028 

hinaus nicht verlängert werden darf. Dabei geht es darum, der Spedition Hein mit über 

vierzig Angestellten und einem Gewerbesteueraufkommen von über 500.000 Euro pro 

Jahr Investitionssicherheit an diesem Standort zu verschaffen. – Ich danke Ihnen für 

die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Ich eröffne die Aussprache. Die Gesamtredezeit 

der Fraktionen beträgt 29 Minuten. Die Redezeit der Staatsregierung orientiert sich 
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dabei an der Redezeit der stärksten Fraktion. Als erstem Redner erteile ich Herrn 

Kollegen Dr. Harald Schwartz für die CSU-Fraktion das Wort. Bitte schön.

Dr. Harald Schwartz (CSU): Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Zunächst 

einmal zum Sachverhalt: Es geht um eine Unterkunft für Flüchtlinge, die schon seit 

geraumer Zeit in der Diskussion steht. Dabei möchte ich vorwegnehmen, dass die 

meisten der dort vorgetragenen Aspekte doch eher unter dem Stichwort "Verhinde-

rungssorgen" zu subsumieren sind.Man hat sich nämlich zunächst Sorgen gemacht, 

dass die Schwermetallbelastung in den Räumen zu groß sein könnte. Man hat sich 

Sorgen gemacht, ob die Wasserversorgung ausreicht. Man hat vorgetragen, die Ab-

wasserversorgung sei nicht gesichert, und Ähnliches mehr. Dort würde es für die 

Flüchtlinge auch keine entsprechende Infrastruktur geben. Man könne nicht zum Ein-

kaufen gehen, man sei nicht angeschlossen an den öffentlichen Personennahverkehr. 

All diese Dinge hat man vorgetragen.

Ich sage es noch einmal: ganz offensichtlich Verhinderungssorgen. Ich mag das 

menschlich verstehen, weil derjenige, der unmittelbar betroffen ist und in der Nachbar-

schaft eine solche Einrichtung gewärtigen muss, möglicherweise sagt: Ich möchte das 

nicht. – Das kann ich verstehen.

Die Argumente haben sich aber schnell als wenig belastbar erwiesen, und die Ge-

meinde und der Landkreis konnten dartun, dass es Gutachten zur Belastung in den 

Räumen gab, usw. usf., und diese einzelnen – ich darf es trotzdem so sagen – 

vorgeschützten Argumente nicht tragen.

Dann ging es weiter. Dann hat man gesagt: Aber die Anzahl der dort Unterzubringen-

den ist zu hoch. Auch hat man sich Sorgen gemacht, ob tatsächlich eingehalten wird, 

was ursprünglich zugesichert war, nämlich dass bis 2028 die Einrichtung genutzt wird 

und dann nicht mehr genutzt wird. Auch das wurde dann durch das Innenministerium 

und die vor Ort Handelnden entsprechend pariert, indem man nämlich fixe Zusicherun-

Protokollauszug
84. Plenum, 07.07.2026 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 4

https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5196


gen gemacht hat. Man hat bekräftigt, dass es eine Befristung bis 2028 gibt, und man 

hat die Anzahl der dort Untergebrachten gehörig reduziert.

Wir haben dann, ich glaube, zum dritten oder gar vierten Mal die Eingabe wieder im 

Ausschuss gehabt, dieses Mal mit leicht veränderten Argumenten. Zunächst hieß es, 

ein Zaun, der dort aufgestellt war und zum Nachbarn abgrenzt, sei zu durchlässig. 

Kinder seien etwa auf einen benachbarten Parkplatz und auf eine Fläche, wo rangiert 

wird, gelangt. Dann: Ein Sicherheitsdienst würde dem Ganzen nicht die notwendige 

Aufmerksamkeit entgegenbringen. Dann hieß es, dass hier die Parksituation schwierig 

sei, usw. usf.

Summa summarum hat sich aber zur allgemeinen Zufriedenheit oder doch glaubwür-

dig herausgestellt, dass all diese Dinge bereits repariert wurden, dass man jetzt also 

tatsächlich einen Zaun hat, der nicht mehr durchlässig ist, dass es einen Sicherheits-

dienst gibt, der tatsächlich achtgibt.

Die Polizei war wiederholt vor Ort, wegen der Parkverstöße wohlgemerkt, um zu 

kontrollieren, ob dort Autos in rechtmäßiger Weise abgestellt sind. Auch das verstehe 

ich. Da gibt es einen Gewerbebetrieb, der große Lkw hat. Der kann es natürlich nicht 

verkraften, wenn er durch eine Parksituation, in der man mit einem Hänger nicht mehr 

wenden kann und nicht mehr herumfahren kann um die Kurve, in seinem Betrieb 

behindert wird. Dann kommt von der Polizei die Mitteilung, dass man zwischenzeitlich 

keine Verstöße mehr ahnden könne. Zwischenzeitlich sei diese Situation bereinigt, 

was nicht heißt, dass nicht morgen wieder einer falsch parkt. Das gibt es aber ehrli-

cherweise doch in vielen Straßen.

Ich glaube auch, dass all diese Probleme nicht typisch sind für Flüchtlinge. Das ist 

in einer Situation, wenn viele Menschen auf engem Raum zusammen untergebracht 

sind, eine Folge, die man nicht gerne sieht, die man aber möglicherweise hinnehmen 

muss.
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Was mich ein bisschen irritiert, ist, dass wir diese Eingabe jetzt schon wieder im 

Plenum behandeln. Warum? Wir haben den Sachverhalt wiederholt im Ausschuss 

behandelt. Wir haben ihn sogar bereits hier im Plenum hochgezogen behandelt. Und 

wir haben zuletzt – ich darf daran erinnern – einstimmig beschlossen, wie wir uns dem 

Ganzen nähern wollen. Wir haben keine Berücksichtigung beschlossen, allerdings 

auch keine Erledigung. Wir haben gesagt, wir wollen eine Würdigung sehen. Es geht 

um die Belange vor Ort, die wir im Einzelnen definiert haben. Der Beschluss ist recht 

lang. Ich habe ihn sicherheitshalber mal mitgenommen: Wer Ansprechpartner sein soll 

vor Ort, dass man 2028 festschreibt usw. usf., das soll bitte Beachtung finden, weil wir 

diese Argumente für beachtlich halten oder für richtig halten und das Anliegen auch 

unterstützen.

Aber jetzt so zu tun, als ob man mit der Behandlung heute die Unterbringung beenden 

könnte, als ob man da einen großen Missstand beseitigen könnte, so zu tun, als ob 

das, was wir heute beschließen, irgendwem helfen könnte, ist ein Stück weit unehrlich. 

Das wissen Sie auch. Sie von der AfD, die das hochgezogen haben, wissen, dass 

Sie den Leuten damit nicht helfen, sondern ein politisches Schauspiel aufführen, dass 

man hier – ich möchte die Formulierung doch verwenden – auf dem Rücken von 

Menschen, die dort untergebracht sind, politisches Kapital schlagen möchte. Dass 

es vor Ort echte Anstrengungen gibt, um die berechtigten Interessen der Anwohner, 

der Nachbarn zu berücksichtigen, habe ich bereits ausgeführt. Dass man jetzt aber 

diesen Anwohnern ein bisschen Sand in die Augen streut, um dann so zu tun, als ob 

ein Beschluss heute plötzlich diese Unterkunft beseitigen könnte, ist eigentlich nicht 

akzeptabel.

Wir haben uns einstimmig auf das jetzt hier in diesem Beschluss vorgesehene Vorge-

hen geeinigt, sind übereingekommen, dass wir das so handhaben wollen. Ich gehe 

davon aus, dass wir auch heute, möglicherweise sogar wieder einstimmig, es sei 

denn, Sie wollen von dem Votum im Ausschuss abweichen, zu dem Beschluss finden, 

der da lautet:
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Erstens. Die Laufzeit des Mietvertrags wird nicht über 2028 hinaus verlängert – was in 

Ordnung ist, was schon zugestanden war, aber als bekräftigender Beschluss möglich 

ist.

Zweitens. Mit der Beschlussempfehlung wird die Eingabe zur Würdigung überwiesen. 

Damit bringen wir die Erwartung zum Ausdruck, dass die Beteiligten nunmehr in einen 

konstruktiven Dialog eintreten. Dazu gehört insbesondere, die Maßnahmen, die ergrif-

fen wurden, noch einmal darzulegen, die Anliegen anzuhören und insbesondere auch 

eine Ansprechperson im Gemeinderat zu benennen.

Das sind Einzelmaßnahmen. Darauf hatten wir uns verständigt. Damit kann man 

leben. Aber bitte jetzt nicht den Leuten ein X für ein U vormachen. Ich erinnere noch 

einmal an den Beschluss im Ausschuss. Der war einstimmig. Ich gehe davon aus, 

heute ist es wieder einstimmig.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank. – Nächster Redner: Kollege Halem-

ba für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Daniel Halemba (AfD): Herr Präsident, Damen und Herren Abgeordnete! Flüchtlings-

unterkünfte in der eigenen Nachbarschaft sind immer ein hochsensibles Thema. Des-

halb sind bei solchen Vorhaben auch Bürgerbeteiligung und Transparenz von Anfang 

an eminent wichtig, eigentlich unverzichtbar. Das war hier in Rott am Inn allerdings 

nicht der Fall. Da gab es große Defizite.

Was auch ganz wichtig ist: Wenn wir so eine Petition im Ausschuss haben, dann ist es 

ganz wichtig, darauf zu achten, wie wir uns hier als Volksvertreter äußern und dass wir 

unsere Glaubwürdigkeit bewahren, Herr Kollege Lausch.
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Die Petition war schon vor etwa einem Jahr bei uns im Ausschuss, auch im Plenum, 

wie es der Kollege Dr. Schwartz ausgeführt hat. Das ist richtig. Allerdings ist das 

Problem, dass sich mit dem damaligen Votum – es war, meine ich, eine Erledigung 

gemäß § 80 Nummer 4, auch mit Maßgaben – nichts geändert hat. Wir waren 

schon damals für die Berücksichtigung dieses Anliegens. Wir stehen weiterhin auf 

dem Standpunkt, dass dies die beste Lösung wäre. Denn die damaligen Probleme, 

die Spedition in der Nachbarschaft, wo wirklich Flüchtlinge auf deren Grundstück 

rumlaufen und den Betriebsablauf stören, aber auch einfach die engen Kurven, die 

Parksituation im Dorf ohne Gehwege und die vielen, auch Hunderte Lkw, die dort 

durchfahren, sind ein erhebliches Sicherheitsrisiko für die Bewohner.

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Hunderte Lkw?)

Ansonsten gab es auch noch weitere Probleme: die Nutzung des WLAN, Vermüllung 

auf dem Speditionsgelände, mit Quecksilber belastete Räume, die zwar abgesperrt 

waren, aber dann doch durch Bewohner genutzt wurden. Wir können hier wirklich 

nicht davon sprechen, dass diese Probleme nicht mehr vorhanden oder gelöst sind.

Deswegen waren wir alle im Ausschuss positiv überrascht, als der Herr Lausch als 

Berichterstatter, als diese Petition dann im Ausschuss behandelt wurde, ganz klar 

gesagt hat: Wenn diese Probleme jetzt nicht gelöst werden – er gibt dem Landratsamt 

nämlich noch mal eine Frist –, dann wird er eindeutig für Berücksichtigung stimmen 

bei dieser Petition. Dann hält er diese Petition sozusagen im vollen Umfang für 

berechtigt und will das Anliegen der Petenten umsetzen. – Das war schon unser 

damaliges Votum. Wir hätten das sehr gerne auch mitgetragen. Aber wir waren dann 

umso schockierter, als bei der abschließenden Beratung im Ausschuss der Kollege 

Lausch dann von diesem Votum abgerückt ist, sein Wort gebrochen hat und dann nur 

noch von einer Würdigung die Rede war.

Aber was ist denn eine Würdigung? – Eine Würdigung bedeutet nach dem Wortlaut, 

dass dieser Sachverhalt der Staatsregierung nochmals vorgelegt wird zur erneuten 
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Prüfung – mehr nicht. Ja, wir haben auch Maßgaben mit beschlossen. Diese sind 

auch insoweit in Ordnung. Aber sie ersetzen nicht die Berücksichtigung, weil es eben 

nicht das Anliegen der Petenten erfüllt.

Gerade durch die Nachreichung der Petenten hat sich noch einmal besonders ge-

zeigt, dass die Missstände weiterhin bestehen und sich eigentlich nochmals verstärkt 

haben. Deshalb haben wir stattdessen das Votum Berücksichtigung im Ausschuss 

vorgeschlagen. Aber dieses Votum fand nur die Zustimmung der AfD. Als es dann 

abgelehnt wurde, haben wir auch eine Würdigung mitgetragen, weil Würdigung immer 

noch besser ist als nichts, auch für die Petenten, wenn zumindest der Vertrag nicht 

über 2028 hinaus verlängert wird.

Warum ziehen wir die Petition hier heute hoch? – Ganz einfach: das Thema Glaub-

würdigkeit. Wir wollen dem Berichterstatter Herrn Lausch und, ja, auch der Mitbericht-

erstatterin Frau Fehlner – Sie haben sich damals nämlich auch dem Votum von Herrn 

Lausch, dem Votenvorschlag auf Berücksichtigung, angeschlossen und hätten das 

mitgetragen – noch mal eine Chance geben, hier ihr Votum zu ändern und sich ihre 

Glaubwürdigkeit zu bewahren.

(Beifall bei der AfD)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Als Nächster spricht Herr Kollege Lausch für die 

Fraktion der FREIEN WÄHLER. Sie haben das Wort, Herr Kollege.

Josef Lausch (FREIE WÄHLER): Sehr geehrtes Präsidium, liebe Kolleginnen und 

liebe Kollegen, liebe Bürgerinnen und Bürger! Noch ein paar persönliche Worte zu 

Herrn Halemba. Einige Punkte der Sitzung im Februar, auf die Sie sich beziehen, wur-

den tatsächlich vom Landratsamt erledigt. Einige neue kamen hinzu. Das berechtigt 

nicht, mich hier des Wortbruchs zu bezichtigen.

Ich war mit dieser Sache, mit dieser Causa Rott, von Anfang an intensiv beschäftigt. 

Tatsächlich ist auch die Informationspolitik des Landratsamts – ich wiederhole mich – 
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zu kritisieren. Wenn man auf mehrfache Anfrage nach den tatsächlichen Unterkunfts-

zahlen in den einzelnen Gemeinden nur eine lose Prozentzahl von 82 % genannt 

bekommt, ist das durchaus bemerkenswert, noch dazu, wenn man weiß, dass neu 

errichtete Containeranlagen in Feldkirchen-Westerham und Großkarolinenfeld leer ste-

hen.

Dazu passt auch, dass erst kürzlich vonseiten des Landratsamts in der Causa Rott 

von Fake News gesprochen wurde. Diese Behauptung entbehrt – darauf lege ich Wert 

– jeglicher Grundlage. Genauso bemerkenswert ist die Tatsache, dass ich trotz meines 

Mandats als Berichterstatter keinen Einblick in den Mietvertrag bekommen habe. Hier 

könnte man durchaus das Kräfteverhältnis zwischen Legislative und Exekutive hinter-

fragen.

Ich möchte deshalb noch einmal meinen Vorschlag ins Spiel bringen, eine Lager-

nutzung für den Katastrophenschutz und/oder die Bundeswehr für die Immobilie in 

Betracht zu ziehen, sodass kein weiteres Steuergeld verschwendet wird, sollte die 

Nutzung als Flüchtlingsunterkunft wider Erwarten beendet werden. Das ist mit dem 

Votum § 80 Nummer 3, Würdigung, tatsächlich nicht ausgeschlossen. Herr Halemba, 

wenn Sie so ein schlechtes Gedächtnis haben, sage ich Ihnen, dass auch die erste 

Petition mit § 80 Nummer 3, Würdigung, beschlossen wurde.

Ich möchte aber auch eine positive Seite an dieser problematischen Einrichtung 

hervorheben. Es ging und geht immer nur um den unglücklichen Standort und den 

Umgang mit dieser Problematik. Ich war von Anfang an im engsten Austausch mit den 

Anliegern und der Bürgerinitiative und habe immer betont, dass ich, wenn es um Ras-

sismus und plumpe Hetze geht, jeglichen Kontakt sofort abbreche. Das Gegenteil war 

der Fall. Sowohl die BI als auch die Gemeinde mit Bürgermeister Daniel Wendrock 

an der Spitze, aber auch größtenteils die Bürger und Bürgerinnen der Gemeinde Rott, 

gingen den strammen Rechtsauslegern, die wir alle kennen, nicht auf den Leim.
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Ich möchte hier nur als Beweislage die Ergebnisse der Kommunalwahl vom 8. März 

dieses Jahres in der Gemeinde Rott und im Landkreis Rosenheim erläutern. Bei 

der Wahl zum Ersten Bürgermeister erreichte Daniel Wendrock, nominiert von FREI-

EN WÄHLERN, CSU und einer offenen Liste, 94 %, der Kandidat der AfD 6 %. Bei der 

Wahl zum Landrat erreichte der Landtagskollege Winhart von der AfD landkreisweit 

nur ein Ergebnis von 13 %. Im Gemeinderat der Gemeinde Rott erlangte die AfD nur 

zwei Sitze.

Mir ging und geht es immer um die Sache. Meine rein pragmatische Herangehenswei-

se ist, sich eben nicht wegzuducken und immer offen die Probleme anzusprechen 

nach dem Motto "Durch Reden kommen die Leute zusammen". Diese Vorgehenswei-

se – dessen bin ich mir sicher – ist einer der Gründe, warum wir gerade am Hotspot 

Rott keine AfD-Hochburg bekommen haben. Kein Platz für Hetzer: Auch das ist baye-

rische Lebensart, die den anderen einfach abgeht. Es geht immer um Menschen und 

darum, menschlich zu bleiben.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN, den GRÜNEN und der SPD)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

spricht jetzt Frau Kollegin Demirel.

Gülseren Demirel (GRÜNE): Verehrtes Präsidium, Kolleginnen und Kollegen! Meine 

Vorredner haben schon ausführlich zum Sachverhalt Stellung bezogen. Ich will nur 

noch einmal kurz den Aspekt erläutern, wie ich als Vorsitzende des Ausschusses den 

Austausch mit den Petentinnen und Petenten erlebt habe und wie die Sitzungen zu 

der Petition abgelaufen sind.

Das Thema ist, wie schon erwähnt, seit einem Jahr bei uns im Ausschuss. Bei der 

Ortsbegehung hatten wir einen Riesenauflauf mit dem Landratsamt, mit dem Regie-

rungspräsidenten von Oberbayern, mit mir als Vorsitzender und den beratenden Kolle-

gen Abgeordneten. Wir haben uns das Ganze vor Ort noch einmal angeschaut, sind 
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mit den Petenten ins Gespräch gekommen und haben versucht, uns noch einmal ein 

Bild zu machen.

Nachdem es, wie Kollege Schwartz schon erwähnt hat, mehrere Kritikpunkte gab, 

haben wir uns alle miteinander bemüht, erst einmal diese Kritikpunkte auszuräumen. 

Das ist über Gutachter passiert. Das waren nicht wir, sondern es waren externe 

Gutachter, die noch einmal deutlich gemacht haben, dass da keine gesundheitsschäd-

lichen Vorfälle sind, was aber hätte passieren können.

Was von Anfang an nicht so optimal gelaufen ist, habe ich auch bei der letzten 

Behandlung der Petition noch einmal deutlich zum Ausdruck gebracht. Die Kommu-

nikation hätte von Anfang an anders laufen müssen. Das ist mit der Gemeinde so 

nicht passiert. Das hat natürlich dazu geführt, dass die Fronten sehr verhärtet waren 

und das Vertrauen der Petentinnen und Petenten gegenüber den Behörden immer 

weniger wurde. Wir wissen es aus Verhandlungen, die wir auch selbst führen: Sobald 

das Vertrauen anfängt zu leiden, funktioniert auch die Kommunikation nicht mehr so 

richtig; man hat immer Angst, dass die Verbindlichkeit der Zusagen fehlt.

Deshalb haben wir bei der letzten Behandlung der Petition auch die Würdigung 

beschlossen, einstimmig mit der Maßgabe, dass wir Punkt für Punkt festgelegt 

haben, was wir als Ausschuss erwarten: In der Zukunft sollen gemeinsam mit den 

Petent:innen und in Kooperation die offenen Fragen ausgeräumt werden; denn es 

kann nicht sein – um ein Beispiel zu nennen –, dass ein Unternehmen darunter leidet 

und sich wegen der Unterkunft um seine Existenz Sorgen machen muss, nur weil man 

nicht ins Gespräch geht.

Das ist ausgeräumt. Ich hoffe, dass dieser einstimmige Beschluss mit der Maßgabe 

dazu führt, dass der Dialog anders geführt wird. Aber da ist, glaube ich, Kollege 

Lausch vor Ort, und die Petenten sind jetzt auch keine Gruppe von Menschen, die 

nicht schnell zum Telefon greifen oder eine Mail schreiben; sie informieren uns konti-
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nuierlich, wenn etwas sein sollte. Daher werden wir auch weiterhin an dem Thema 

dranbleiben.

Für mich und auch die anderen Kolleg:innen war es wichtig, von Anfang an deutlich 

zu machen, dass wir die Sorgen ernst nehmen und bereit sind, uns mit den Fragen, 

die die Petent:innen haben, auseinanderzusetzen und gegebenenfalls Hilfestellung zu 

geben. Ich glaube, das haben wir in dem einen Jahr richtig gut hingekriegt.

Ich hatte bei der letzten Sitzung des Petitionsausschusses auch den Eindruck, dass 

der Kompromiss bei den Petent:innen angekommen ist, dass sie sich sehr freundlich 

verabschiedet haben und vor der Tür sofort mit dem Vertreter des Innenministeriums 

ins Gespräch gekommen sind. Das ist doch auch ein gutes Zeichen. Daher bin ich 

eigentlich, nachdem der Beschluss einstimmig war, davon ausgegangen – wenn ich in 

einem Ausschuss einer Sache zustimme, weil das, was ich vorher eingefordert habe, 

keine Mehrheit findet, aber ich danach doch zustimme –, dass es politisch erledigt 

ist. Aber für die AfD scheint es nicht so zu sein. Sie stimmen zu, aber denken sich 

dann: Ach, was schert mich denn meine Stimme, die ich im Ausschuss für die Sache 

abgegeben habe. Jetzt ziehe ich das Thema wieder hoch, ob die Petent:innen darüber 

glücklich sind oder nicht.

Glücklich sind sie nicht. Ich bin Herrn Lausch auch dankbar für den letzten Teil seiner 

Rede; denn genau das habe ich auch von den Petent:innen gehört. Daher denke ich, 

dass wir jetzt, solange keine neuen Tatsachen auftauchen, auf einem guten Weg sind. 

2028 ist auch eine Tatsache.

(Beifall bei den GRÜNEN und den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Als Nächste spricht die Kollegin Martina Fehlner 

für die SPD-Fraktion.

Martina Fehlner (SPD): Sehr geehrtes Präsidium, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Bei den vorliegenden Petitionen – das haben wir schon gehört – geht es um die 
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Flüchtlingsunterkunft im Gewerbegebiet in Rott am Inn im Landkreis Rosenheim. Die 

Petenten wenden sich gegen die Fortsetzung des Betriebs der Unterkunft. Wir haben 

im Ausschuss für Eingaben und Beschwerden intensiv beraten und uns ausführlich 

mit dem Fall befasst. Es gab auch einen Ortstermin. Dazu ist zu sagen: Die Lage 

in Rott am Inn ist besonders, weil die Unterkunft in einem Gewerbegebiet liegt. In 

direkter Nachbarschaft befindet sich die Spedition des Petenten. Hier verkehren täg-

lich mehr als 150 Lkw. Die Petenten berichten von Konflikten zwischen Fußgängern, 

dem Schwerlastverkehr, falsch geparkten Fahrzeugen, Einschränkungen für betriebli-

che Abläufe, Lärm, Vermüllung und offenen Fragen zum Sicherheitskonzept der Unter-

kunft. Auch die Themen Wasser, Abwasser und Stellplätze haben wir im Ausschuss 

angesprochen.

Die Unterkunft war zuletzt mit rund hundert Menschen belegt. Kollege Lausch hat es 

schon thematisiert: Es kamen auch Geflüchtete aus anderen Bundesländern hier an. 

Es zeigt sich ganz klar, dass es eben nicht um eine abstrakte Debatte geht, sondern 

um konkrete Probleme vor Ort. Die Gemeinde, die betroffenen Betriebe und die Bür-

gerinnen und Bürger hätten früher und transparenter benachrichtigt und eingebunden 

werden müssen. Die Kommunikation war nicht ideal und hätte besser sein müssen. 

Gleichzeitig gilt aber auch: Die Unterbringung von Geflüchteten ist eine staatliche 

Aufgabe. Sie darf nicht grundsätzlich infrage gestellt werden; aber gerade deshalb, 

weil diese Aufgabe vor Ort gelingen muss, braucht es eine gute Kommunikation im 

Vorfeld, klare Verantwortlichkeiten und verlässliche Ansprechpartner.

Wir haben auch die rechtliche Lage im Rahmen der Ausschussdiskussion berücksich-

tigt. Für die Unterkunft besteht ein Mietverhältnis bis zum Jahr 2028. Nach der Darstel-

lung der Staatsregierung hätte eine vorzeitige Beendigung auch rechtliche und finan-

zielle Folgen, da keine Kündigungsklausel vereinbart wurde. Aber trotz dieser vielen 

Herausforderungen und unterschiedlichen Interessen konnten wir einen Kompromiss 

finden. Der Ausschuss hat einstimmig beschlossen, die Petitionen der Staatsregierung 

zur Würdigung zu überweisen. Das bedeutet, die vorgetragenen Probleme werden 
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sehr ernst genommen. Jetzt muss sich die Staatsregierung erneut mit den Petitionen 

befassen und prüfen, was konkret noch verbessert und verändert werden kann. Unser 

Beschluss enthält klare Vorgaben:

Erstens. Keine Verlängerung des Mietvertrages über 2028 hinaus. Dies hat das Innen-

ministerium ausdrücklich zugesagt. Die Zusage wurde auch in den Beschluss aufge-

nommen.

Zweitens. Alle Beteiligten sollen jetzt in einen weiteren konstruktiven Dialog eintreten. 

Dazu gehört, transparent darzulegen, welche Maßnahmen bereits ergriffen wurden 

und was noch zu tun ist. Dazu gehört auch, die Anliegen der anderen Seite anzuhören 

und in die weiteren Überlegungen aufzunehmen.

Drittens. Es soll eine feste Ansprechperson im Gemeinderat benannt werden, die für 

die Betroffenen verlässlich erreichbar ist. Der Ausschuss hat in diesem Zusammen-

hang auf das sogenannte Bamberger Modell verwiesen, bei dem ein kontinuierlicher 

Austausch zwischen Stadtrat und den Verantwortlichen der Unterkunft stattfindet.

Wichtig ist uns: Die Würdigung nimmt die Anliegen der Petenten ernst, verlangt kon-

krete Verbesserungen und setzt ein klares Ende bis 2028. Zugleich vermeidet sie 

eine Entscheidung, die rechtlich und finanziell nicht tragfähig gewesen wäre. Deshalb 

bleiben wir bei unserem Votum gemäß § 80 Nummer 3; die Eingabe ist der Staatsre-

gierung zur Würdigung zu überweisen. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der GRÜNEN und der FREIEN WÄH-

LER)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Als Nächster spricht der Kollege Andreas Winhart 

für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)
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Andreas Winhart (AfD): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, werte Kolleginnen und Kol-

legen! Wir haben heute wieder das Thema "Flüchtlingsunterkunft in Rott am Inn". Ich 

kann eines dazu sagen: Lieber Sepp Lausch, am 08.10.2023 waren Landtagswahlen. 

Am 09.10.2023 hat das Landratsamt Rosenheim unter der Führung der CSU bekannt 

gegeben, dass eine Massenunterkunft mit 500 Personen nach Rott am Inn kommt. 

Am 10.10.2023 um 9 Uhr war ich vor Ort und habe sie mir angeschaut. Ich habe mit 

Personen vor Ort gesprochen – mit den Anliegern, die damals auch nicht besonders 

begeistert waren.

Was ist seitdem passiert? – Dass man den Leuten jetzt sagt, man tritt jetzt in einen 

"konstruktiven Dialog" ein, ist einfach zu spät.

(Beifall bei der AfD)

Der längste Teil der Mietzeit ist vorbei. Wollt ihr die Leute dort verarschen? Das muss 

man in aller Deutlichkeit fragen.

Wir haben jetzt noch die Auflage, dass der Mietvertrag bis 2028 läuft. Lieber Sepp, 

wenn du dich hierherstellst und sagst: Man könnte es auch für die Bundeswehr oder 

den Katastrophenschutz nutzen, dann sprich bitte mit deinen Koalitionskollegen. Mach 

dich dafür stark. Die Leute in Rott am Inn wollen diese Unterkunft nicht. Und sie macht 

an diesem Standort auch keinen Sinn, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Dann noch eine weitere Wortmeldung des Kolle-

gen Dr. Harald Schwartz von der CSU-Fraktion.

Dr. Harald Schwartz (CSU): Zurück zur Sache. Herr Winhart, Sie waren nicht dabei – 

das will ich Ihnen verzeihen. Allerdings, man stand im Dialog, und man hat Ergebnisse 

gefunden.

(Zuruf des Abgeordneten Andreas Winhart (AfD))
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Man hat die Personenzahl reduziert. Man hat 2028 als festes Ende verbindlich festge-

legt. Man hat ein Prozedere für den weiteren Austausch gefunden. Man hat einen 

Sicherheitsdienst eingestellt. Man hat den Bauzaun aufgestellt. Man hat die falsch 

geparkten Fahrzeuge beseitigt.

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Schau nur an!)

Man hat sehr viel getan. Das alles einfach auszublenden und zu sagen, man hat das 

Maximalziel erreicht, mag in Ihrer Welt möglich sein. Wir leben in der Wirklichkeit. 

Hier gibt es Kompromisse. Hier muss man aufeinander zugehen, und hier muss man 

Lösungen finden, die tragfähig sind. Das hat man hier getan.

Das Thema mit dem Quecksilber, das gerade noch einmal angesprochen wurde, 

ist mit Verlaub ein ganz schwieriger Vortrag. Es gibt ein Gutachten – weil das am 

Anfang ein großes Thema war –, das ausdrücklich darlegt, dass dort keine Belastung 

vorhanden ist. Man hat dann gesagt: Sicherheitshalber sperren wir diese wenigen be-

troffenen Räume ab usw. Auf jeden dieser Aspekte wurde eingegangen. Irgendwann 

geht es halt auch nicht mehr. Also ich bin ganz im Gegenteil der Ansicht, dass man 

hier alles getan hat, um die Menschen vor Ort mitzunehmen. Möglicherweise würde 

sich jeder beeinträchtigt fühlen, eine Einrichtung mit mehreren Hundert Personen in 

seiner unmittelbaren Nachbarschaft zu haben. Aber die Darstellung, wie Sie sie da 

gerade dargetan haben, kann man nicht so stehen lassen.

Eines ist mir noch wichtig, weil das vorhin mal so gesagt und vielleicht nicht in den 

Protokollen festgehalten wurde. Es hieß, mit einem Polizeieinsatz seien zehn Perso-

nen weggebracht worden. Ich stelle klar: Keineswegs hatte jemand den Notruf gewählt 

– wie man denken könnte –, sondern die Ausländerbehörde hat gebeten, dass man 

dort weniger Leute unterbringt. Sie wurden dann tatsächlich im Rahmen der Amtshilfe, 

ohne dass sich jemand gewehrt hätte, ohne dass es einen Vorfall gegeben hätte, in 

eine andere Einrichtung weggefahren. Das ist etwas anderes, als wenn man sagt: 

Mit einem Polizeieinsatz mussten die Leute weggebracht werden. Als ich das gehört 
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habe, habe ich gleich nachgefragt, was dort passiert ist. Haben die was angestellt? 

Ist da irgendwo was rundgegangen? Ich hatte ganz komische Bilder im Kopf. Aber 

so, wie die komischen Bilder im Kopf, war es in der Realität gar nicht. Es ist viel, viel 

entspannter, als Sie es darstellen – wie man es halt immer wieder bei Ihnen von der 

AfD wahrnehmen muss.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Herr Kollege, bitte bleiben Sie noch am Redner-

pult. Es gibt eine Meldung zu einer Zwischenbemerkung vom Kollegen Winhart.

Andreas Winhart (AfD): Werter Kollege Schwartz, wo ist das Sicherheitskonzept? Wo 

ist der Sicherheitsdienst, der auch diese Sicherheitsanweisungen umsetzt, damit es zu 

keiner Vermüllung kommt?

(Zuruf von der CSU: Typisch AfD!)

Alles das, was Sie an Hinweisen bekommen haben, haben Sie von der Bürgerinitiative 

bekommen. Das Landratsamt hat von sich aus überhaupt nicht gehandelt. Wir können 

uns auch noch an den Arroganzauftritt des Regierungspräsidenten beim Ortstermin 

erinnern, der einfach gesagt hat: Es ist jetzt einfach so, also lebt damit!

Um es auf den Punkt zu bringen: Wir brauchen diese Unterkunft nicht mehr. Wir haben 

keinen Bedarf mehr. Es entsteht etwas in Kolbermoor. Es entsteht etwas in Feldkir-

chen-Westerham. Es entsteht etwas in Stephanskirchen. Wir haben viele Leerstände 

in den bestehenden Unterkünften. Wir brauchen diese Unterkunft in Rott am Inn ab 

heute nicht mehr. Deswegen folgen Sie bitte dem Vorschlag des Kollegen Lausch. 

Macht das Ding zu! Lasst die Nachbarschaft endlich in Frieden!

(Beifall bei der AfD)

Dr. Harald Schwartz (CSU): Herr Winhart, es freut mich, dass Sie die grandiosen 

Leistungen des Bundesinnenministers auf diese Weise anerkennen, der mit dazu 
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beigetragen und dafür gesorgt hat, dass sich die Situation bei uns entspannt. Vielen 

Dank für dieses Anerkenntnis der Arbeit der CSU.

Gleichzeitig sage ich aber auch, dass der Landkreis, um den es hier geht, immer noch 

eine Quote von, ich glaube, 82 % Deckung hat. Sie können mich vielleicht verbessern, 

sollten es nur 81 % oder so sein. Wir haben in anderen Landkreisen eine deutliche 

Übererfüllung bei der Aufnahme von Geflüchteten.

(Andreas Winhart (AfD): Wenn die die Geflüchteten haben wollen, dann ist das ja 

okay!)

In Rosenheim ist das nicht der Fall. Nein, so geht es auch nicht, dass man sagt: Die 

anderen sollen sie halt nehmen. Rosenheim muss sich beteiligen. Das tut es jetzt, und 

so gehört sich das auch.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Die 

Aussprache ist geschlossen, und wir kommen zur Abstimmung. Hierzu werden die 

Tagesordnungspunkte wieder getrennt.

Nach dem Bayerischen Petitionsgesetz und der Geschäftsordnung für den Baye-

rischen Landtag ist der Abstimmung die Entscheidung des die Eingabe behandelnden 

Ausschusses zugrunde zu legen. Der Ausschuss für Eingaben und Beschwerden 

hat zu beiden Eingaben beschlossen, sie jeweils gemäß § 80 Nummer 3 unserer 

Geschäftsordnung der Staatsregierung zur Würdigung zu überweisen mit folgenden 

Maßgaben:

Erstens. Die Laufzeit des Mietvertrags wird nicht über 2028 hinaus verlängert.

Zweitens. Mit dem Beschluss, die Eingabe der Staatsregierung zur Würdigung zu 

überweisen, bringt der Ausschuss die Erwartung zum Ausdruck, dass die Beteiligten 

nunmehr in einen konstruktiven Dialog eintreten. Dazu gehört insbesondere, trans-
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parent darzulegen, welche Maßnahmen bereits ergriffen wurden, die Anliegen und 

Positionen der jeweils anderen Seite anzuhören sowie diese nach Möglichkeit in die 

weiteren Überlegungen und Entscheidungen einzubeziehen. Zudem erscheint es sinn-

voll, eine feste Ansprechperson im Gemeinderat zu benennen, die den Betroffenen 

als verlässliche Ansprechpartnerin bzw. verlässlicher Ansprechpartner zur Verfügung 

steht und bei Gesprächsbedarf den Austausch unterstützt. Der Ausschuss verweist in 

diesem Zusammenhang auf das sogenannte Bamberger Modell, bei dem zwischen 

Stadtrat und Unterkunft ein kontinuierlicher und vertrauensvoller Austausch gepflegt 

wird.

Den Petenten sind die Stellungnahme der Staatsregierung sowie ein Protokollauszug 

zu übersenden.

So weit der Beschluss.

Zuerst lasse ich abstimmen über die Eingabe betreffend "Einwände gegen die Fort-

setzung des Betriebs der Flüchtlingsunterkunft im Gewerbegebiet in Rott am Inn", 

EB.0795.19.

Wer zu dieser Petition der Entscheidung des Ausschusses für Eingaben und Be-

schwerden zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die SPD-Fraktion, die Fraktion der FREIEN WÄHLER, 

die CSU-Fraktion und die AfD-Fraktion. Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – Keine. 

Enthaltungen? – Ebenso keine. Damit ist der Entscheidung des Ausschusses für 

Eingaben und Beschwerden einstimmig entsprochen worden.

Als Nächstes kommen wir zur Abstimmung über die Eingabe betreffend "Einwände 

gegen geplante Ankunftseinrichtung im Gewerbegebiet in Rott am Inn", EB.0791.19.

Wer auch in diesem Fall der Entscheidung des Ausschusses für Eingaben und Be-

schwerden zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Frak-

tionen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD, FREIEN WÄHLERN, CSU und AfD. 
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Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – Keine. Enthaltungen? – Keine. Damit ist der 

Entscheidung des Ausschusses für Eingaben und Beschwerden auch in diesem Fall 

entsprochen worden.

Die Tagesordnungspunkte 12 und 13 sind erledigt.
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